
 

  

S 21 AS 987/18

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Hessen
Sozialgericht Sozialgericht Darmstadt
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Umgang

Mehrbedarf
Standard der herrschenden
Lebensgewohnheiten
Unabweisbarkeit 

Leitsätze 1. Zur Beurteilung, ob ein geltend
gemachter Bedarf als zur Sicherung des
Existenzminimums angesehen werden
kann, ist auf den Standard der
herrschenden Lebensgewohnheiten unter
Berücksichtigung einfacher Verhältnisse
abzustellen (vgl. BSG, Urteil vom 26.
Januar 2020 – B 4 AS 3/21 R -, Rn. 19,
juris). Ein geltend gemachter Bedarf zur
Ausübung des Umgangs mit einem
leiblichen Kind, der Kosten für bis zu
sieben Fahrten täglich beinhaltet, dient
nicht mehr der Sicherung des
Existenzminimums.

2. Ein Bedarf zur Ausübung des Umgangs
ist überdies nicht unabweisbar, wenn er
teilweise durch das beklagte Jobcenters
anerkannt wird und im Übrigen durch den
im Regelbedarf enthaltenen Anteil für
Verkehrsdienstleistungen abgedeckt
werden kann. 
 

Normenkette § 21 Abs. 6 SGB II
§ 19 Abs. 1 S. 1 SGB II
§ 19 Abs. 1 S. 3 SGB II

1. Instanz

Aktenzeichen S 21 AS 987/18
Datum 26.01.2022
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2. Instanz

Aktenzeichen L 6 AS 140/22
Datum 22.11.2023

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Darmstadt vom 26.
Januar 2022 â�� S 21 AS 987/18 â�� wird zurÃ¼ckgewiesen.

II. Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu erstatten.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand

Der KlÃ¤ger begehrt die Ã�bernahme der Kosten fÃ¼r eine zeitlich unbeschrÃ¤nkt
nutzbare Monatskarte im Nahverkehr der Stadt A-Stadt zur AusÃ¼bung des
Umgangsrechts mit seiner Tochter. StreitgegenstÃ¤ndlich ist hier der Zeitraum
Februar 2017 bis November 2018.

Der im Jahr 1968 geborene KlÃ¤ger steht bei der Beklagten im Bezug von
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Sozialgesetzbuch Zweites
Buch â�� Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende (SGB II). Mit Bescheid vom 15.
November 2016 wurden dem KlÃ¤ger und den Mitgliedern von dessen
Bedarfsgemeinschaft laufende Leistungen fÃ¼r den Zeitraum Dezember 2016 bis
November 2017 bewilligt. Mit Ã�nderungsbescheid vom 9. Januar 2017 wurde eine
RegelsatzerhÃ¶hung ab 1. Januar 2017 berÃ¼cksichtigt.Â 

Seit Februar 2017 wohnt der KlÃ¤ger nach seinen Angaben getrennt von seiner
Ehefrau, zusammen mit seiner im Jahr 2004 geborenen Tochter B. Eine weitere, im
Jahr 2013 geborene Tochter, H., lebt bei seiner Ehefrau. Um die Kosten fÃ¼r die
AusÃ¼bung des Umgangsrechts mit dieser geht es im vorliegenden Verfahren. Die
Wohnung der Ehefrau und der Tochter H. befindet sich seit der Trennung in der B-
StraÃ�e in A-Stadt. H. besuchte allerdings weiterhin die KindertagesstÃ¤tte (KiTa) in
A-Stadt, in der NÃ¤he der Wohnung des KlÃ¤gers.

Aufgrund der beim Beklagten angezeigten Trennung der Eheleute wurden mit
Ã�nderungsbescheid vom 23. Februar 2017 die Leistungen fÃ¼r den KlÃ¤ger und
dessen bei ihm lebende Tochter B. ab MÃ¤rz 2017 bis November 2017 neu
berechnet. Wegen der Einzelheiten wird auf Bl. 50 ff. der in elektronischer Form
vorliegenden Leistungsakte der Beklagten, Teil I (im Folgenden eLA I) Bezug
genommen. Gleiches gilt fÃ¼r die weiteren nachfolgend unter Angabe der
Aktenfundstelle aufgefÃ¼hrten Unterlagen. Mit Ã�nderungsbescheid vom 30. MÃ¤rz
2017 wurde der Mehrbedarf fÃ¼r Alleinerziehende ab MÃ¤rz 2017 berÃ¼cksichtigt
(Bl. 81 ff. eLA I). Mit Ã�nderungsbescheid vom 13. November 2017 wurden aufgrund
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einer Nebenkostennachzahlung i.H.v. 38,43 Euro fÃ¼r den Monat Mai 2017 hÃ¶here
Leistungen in eben dieser HÃ¶he bewilligt (Bl. 218 ff. eLA I). Mit weiterem Bescheid
vom 13. November 2017 wurden laufende Leistungen nach dem SGB II fÃ¼r die
Zeit ab Dezember 2017 bis November 2018 bewilligt (Bl. 202 ff. eLA I).Â 

Mit Schreiben vom 27. Mai 2018 beantragte der KlÃ¤ger bei der Beklagten die
Ã�bernahme der monatlichen Fahrtkosten zur AusÃ¼bung des Umgangsrechts seit
Februar 2017 und die Ã�berprÃ¼fung der fÃ¼r die Zeit seit Februar 2017
ergangenen Leistungsbescheide (Bl. 286 eLA I). Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte er aus,
er hole seine Tochter tÃ¤glich von der KiTa ab und bringe diese spÃ¤ter zu ihrer
Mutter, was die Mutter in einem spÃ¤teren Schreiben gegenÃ¼ber dem Beklagten
bestÃ¤tigte.

Durch vier Bescheide vom 6. August 2018 (Bl. 319 ff. eLA I) fÃ¼r den
Gesamtzeitraum Februar 2017 bis November 2018 berÃ¼cksichtigte der Beklagte
einen monatlichen Mehrbedarf ab Februar 2017 i.H.v. 54,80 Euro und ab Januar
2018 i.H.v. 56 Euro. Dies entspricht den Kosten, die fÃ¼r eine sog. 9-Uhr-
Monatskarte des Rhein-Main-Verkehrsverbundes in der Preisstufe 2 anfielen. Hierbei
nahm sie allerdings jeweils den Monat Juli (2017 und 2018) von der
LeistungserhÃ¶hung aus, da sie von einer ferienbedingten SchlieÃ�ung der KiTa in
diesem Monat ausging. Die Beklagte wies darauf hin, dass die KostenÃ¼bernahme
fÃ¼r eine regulÃ¤re und zeitlich uneingeschrÃ¤nkt geltende Monatskarte nicht in
Betracht komme, da sie zur Wahrnehmung des Umgangsrechts nicht erforderlich
sei. Mit weiterem Bescheid vom 6. August 2018 hob die Beklagte zudem Ã¼ber Â§
44 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch â�� Sozialverwaltungsverfahren und
Sozialdatenschutz (SGB X) den Bewilligungsbescheid vom 13. November 2017 auf
und verwies auf die Neuberechnung (Bl. 361 eLA I).

Der hiergegen eingelegte Widerspruch (Bl. 364 eLA I) wurde mit
Widerspruchsbescheid vom 27. September 2018 zurÃ¼ckgewiesen (Bl. 375 ff. eLA
I). Da der KlÃ¤ger seine Tochter erst nachmittags abhole, sei eine Monatskarte fÃ¼r
die Zeit vor 9 Uhr nicht nÃ¶tig. Im Ã�brigen kÃ¶nne der KlÃ¤ger den Aufschlag fÃ¼r
eine zeitlich unbegrenzte Monatskarte durch den im Regelbedarf enthaltenen Anteil
fÃ¼r Verkehr (8,33 % des Regelbedarfs, ca. 34,65 Euro) bestreiten.

Auch im weiteren Verlauf, nach Erlass weiterer Leistungsbescheide, waren die
Kosten fÃ¼r eine zeitlich unbeschrÃ¤nkt geltende Monatskarte streitig. Der KlÃ¤ger
begrÃ¼ndete sein Begehren damit, dass die KiTa nie einen vollen Monat im
Sommer geschlossen habe. Ã�berdies trug er â�� bestÃ¤tigt durch die Mutter und
widersprochen durch die KiTa-Leitung â�� vor, dass er seine Tochter auch morgens
vor 8.30 Uhr in die KiTa bringe und daher das 9-Uhr-Ticket nicht ausreichend sei.Â 

Der KlÃ¤ger hat am 26. Oktober 2018 Klage beim Sozialgericht Darmstadt erhoben.
Zur BegrÃ¼ndung hat er im Wesentlichen die bereits vorgetragenen GrÃ¼nde
wiederholt und ergÃ¤nzend zur NichtberÃ¼cksichtigung des Monats Juli
vorgetragen, die AusÃ¼bung des Umgangsrechts sei nicht auf die Ã�ffnungszeiten
der KiTa beschrÃ¤nkt. Zudem entstÃ¼nden ihm weitere Fahrtkosten fÃ¼r
medizinisch notwendige Behandlungen in C-Stadt.
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Der KlÃ¤ger hat beantragt, die Ã�nderungsbescheide vom 6. August 2018 in Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 27. September 2018 abzuÃ¤ndern und die
Beklagte zu verurteilen, ihm Leistungen unter BerÃ¼cksichtigung eines
Mehrbedarfs zur AusÃ¼bung des Umgangsrechts mit seiner Tochter H. in HÃ¶he
der Kosten fÃ¼r eine unbeschrÃ¤nkte Monatskarte des RMV in der Preisstufe II zu
gewÃ¤hren.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Zur BegrÃ¼ndung hat sie
ergÃ¤nzend vorgetragen, der Vortrag des KlÃ¤gers sei durch die KiTa-Leitung nicht
bestÃ¤tigt worden. Den Ferienmonat habe die KiTa mitgeteilt. Da der KiTa-Besuch
nicht verpflichtend sei, sei der geltend gemachte Bedarf nicht unabweisbar.

Mit Urteil vom 26. Januar 2022 hat das Sozialgericht Darmstadt die Klage
abgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung hat es ausgefÃ¼hrt, ein unabweisbarer Mehrbedarf
im Sinne des Â§ 21 Abs. 6 SGB II sei nicht ersichtlich. Selbst wenn man davon
ausgehe, dass der KlÃ¤ger die Fahrten entsprechend seinem Vortrag durchfÃ¼hre,
kÃ¶nne er die monatlichen Mehrkosten durch den im Regelbedarf vorgesehenen
Anteil fÃ¼r Verkehrsdienstleistungen ausgleichen. Im Ã�brigen kÃ¶nne er die 9-Uhr-
Monatskarte auch fÃ¼r jegliche andere private Fahrten nutzen. GrÃ¼nde dafÃ¼r,
dass die vom KlÃ¤ger in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vorgetragenen Fahrtkosten
fÃ¼r medizinische Behandlungen in C-Stadt zwingend dort und nicht wohnortnah in
A-Stadt durchzufÃ¼hren seien, seien nicht ersichtlich.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger â�� nach Zustellung der Entscheidung beim ihm am 1.
Februar 2022 â�� am 28. Februar 2022 Berufung beim Sozialgericht Darmstadt
eingelegt, welche am 7. MÃ¤rz 2022 beim Hessischen Landessozialgericht
eingegangen ist.Â 

WÃ¤hrend des Berufungsverfahrens hat die Beklagte auf entsprechenden
gerichtlichen Hinweis einen Ã�nderungsbescheid vom 17. November 2023 erlassen.
Darin wird fÃ¼r den KlÃ¤ger der Regelsatz fÃ¼r Alleinstehende sowie ein
Mehrbedarf wegen Alleinerziehung bereits fÃ¼r den Monat Februar 2017
berÃ¼cksichtigt.Â 

Zur BegrÃ¼ndung hat er vorgetragen, die Ausgaben fÃ¼r die Fahrkarte zur
DurchfÃ¼hrung seines Umgangsrechts seien nicht im Regelbedarf integriert. Die
Pauschale werde wegen stÃ¤ndiger Arztbesuche vÃ¶llig aufgebraucht. Bei der
mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem Sozialgericht seien zudem heimliche
Absprachen zwischen dem Kammervorsitzenden und der Vertreterin der Beklagten
erfolgt. Es sei daher Befangenheit gegeben. Der KlÃ¤ger begehrt weiterhin die volle
KostenÃ¼bernahme.

Der KlÃ¤ger beantragt,
das Urteil des Sozialgerichts Darmstadt vom 26. Januar 2022 vollstÃ¤ndig sowie die
Bescheide vom 6. August 2018 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 27.
September 2018, geÃ¤ndert durch den Bescheid vom 17. November 2023, insoweit
aufzuheben, als damit die Ã�bernahme weiterer Kosten fÃ¼r die Wahrnehmung des
Umgangsrechts abgelehnt wurde, die Beklagte zu verpflichten, ihre Bescheide vom
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23. Februar 2017, 30. MÃ¤rz 2017 und 13. November 2017 teilweise
zurÃ¼ckzunehmen, und die Beklagte zu verurteilen, ihm hÃ¶here Leistungen der
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende fÃ¼r die Zeit vom 1. Februar 2017 bis 30.
November 2018, insbesondere unter BerÃ¼cksichtigung weiterer Kosten des
Umgangs mit seiner Tochter H. fÃ¼r eine zeitlich unbeschrÃ¤nkt geltende
Monatskarte des RMV in Preisstufe 2, zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zur BegrÃ¼ndung hat sie auf die AusfÃ¼hrungen des Urteils verwiesen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Gerichts- sowie der beigezogenen elektronischen Verwaltungsakten der
Beklagten und der beigezogenen Gerichtsakte zum Az. S 21 AS 897/19 ER Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die zulÃ¤ssige Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts
Darmstadt vom 26. Januar 2022 ist unbegrÃ¼ndet. Weder das Urteil noch der
Bescheid vom 6. August 2018 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 27.
September 2018 in der Fassung des Ã�nderungsbescheides vom 17. November
2023 verletzen den KlÃ¤ger in seinen Rechten. Die Bescheide sind nicht teilweise
aufzuheben. Der KlÃ¤ger hatte im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum von Februar
2017 bis November 2018 keinen Anspruch auf hÃ¶here Leistungen nach dem SGB
II, insbesondere unter BerÃ¼cksichtigung weiterer Kosten des Umgangs mit seiner
Tochter, als die Beklagte bereits bewilligt hat. Daher ist die Beklagte nicht zur
teilweisen ZurÃ¼cknahme der Bescheide vom 23. Februar 2017, 30. MÃ¤rz 2017
und 13. November 2017 zu verpflichten.

I. Gegenstand des Verfahrens sind das Urteil des Sozialgerichts Darmstadt sowie die
im Antrag genannten Bescheide der Beklagten hinsichtlich der Ã�bernahme
weiterer Kosten fÃ¼r zeitlich unbeschrÃ¤nkt geltende Monatskarten zur
AusÃ¼bung des Umgangsrechts. In Streit stehen damit die Leistungen an den
KlÃ¤ger zur Sicherung des Lebensunterhalts fÃ¼r den Zeitraum Februar 2017 bis
November 2018 unter BerÃ¼cksichtigung eines hiervon untrennbaren Mehrbedarfs
fÃ¼r Fahrtkosten zur AusÃ¼bung des Umgangsrechts. Nicht Gegenstand des
Verfahrens sind nach der Ã¼bereinstimmenden ErklÃ¤rung der Beteiligten in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung hingegen die Leistungen auf die Bedarfe fÃ¼r
Unterkunft und Heizung (vgl. zur Abtrennbarkeit BSG, Urteil vom 12. Dezember
2013 â�� B 4 AS 6/13 R -, Rn. 11, juris).

Der KlÃ¤ger hat die nach der Trennung von seiner Ehefrau erlassenen und die
geÃ¤nderte Bedarfsgemeinschaft berÃ¼cksichtigenden Ã�nderungsbescheide und
den spÃ¤teren Leistungsbescheid fÃ¼r den neuen Bewilligungsabschnitt (Bescheide
vom 23. Februar 2017, 30. MÃ¤rz 2017 und 13. November 2017) zunÃ¤chst
bestandskrÃ¤ftig werden lassen und spÃ¤ter einen Ã�berprÃ¼fungsantrag gestellt.
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In diesem hat er die KostenÃ¼bernahme fÃ¼r die AusÃ¼bung des Umgangsrechts
ab Februar 2017 sowie die Ã�berprÃ¼fung der ergangenen Bescheide beantragt.
Das Gericht legt das Begehren des KlÃ¤gers dahingehend aus, dass die
Ã�berprÃ¼fung der ab Februar 2017 ergangenen Bescheide begehrt und der
ursprÃ¼ngliche Bewilligungsbescheid vom 15. November 2016 sowie der
Ã�nderungsbescheid vom 9. Januar 2017 vom Ã�berprÃ¼fungsantrag nicht erfasst
waren. Mit der Ã�berprÃ¼fung der seit Februar 2017 ergangene Bescheide kÃ¶nnte
der KlÃ¤ger sein Begehren auch vollumfÃ¤nglich verwirklichen.Â 

Dem KlÃ¤ger geht es demnach um die KostenÃ¼bernahme ab Februar 2017
(Zeitpunkt der Trennung) und die AbÃ¤nderung der im Anschluss an die Trennung
und nach Beginn der DurchfÃ¼hrung des Umgangs ergangenen Bescheide vom 23.
Februar 2017, 30. MÃ¤rz 2017 und 13. November 2017. Hier handelt es sich um ein
Ã�berprÃ¼fungsverfahren nach Â§ 44 SGB X, da er vortrÃ¤gt, diese Bescheide
seien von Anfang an rechtswidrig gewesen (vgl. zur Abgrenzung zwischen Â§ 45 und
Â§ 48 SGB X genauer z.B. BSG, Urteil vom 28. November 2018 â�� B 14 AS 48/17 R
-, Rn. 9, juris; Hessisches Landessozialgericht, Urteil vom 10. Juli 2019 â�� L 6 AS
565/17 -, Rn. 31 f., juris). Somit ist statthaft eine Kombination aus
Anfechtungsklage, gerichtet auf die teilweise Aufhebung der Bescheide vom 6.
August 2018 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 27. September 2018,
abgeÃ¤ndert durch Bescheid vom 17. November 2023 (soweit damit die weitere
KostenÃ¼bernahme abgelehnt wurde), Verpflichtungsklage, gerichtet auf die
Verpflichtung der Beklagten, ihre Bescheide vom 23. Februar 2017, 30. MÃ¤rz 2017
und 13. November 2017 auf Basis des Â§ 44 SGB X teilweise zurÃ¼ckzunehmen,
und Leistungsklage, gerichtet auf die Verurteilung der Beklagten zur hÃ¶heren
LeistungsgewÃ¤hrung, insbesondere die Ã�bernahme weiterer Kosten im
Zusammenhang mit der AusÃ¼bung des Umgangsrechts.

II. Die Berufung ist zulÃ¤ssig, insbesondere von Gesetzes wegen statthaft (vgl. Â§
143, Â§ 144 Abs. 1 Satz 2 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG) sowie form- und
fristgerecht eingelegt (vgl. Â§ 151 Satz 1 SGG).

III. Die Berufung ist jedoch unbegrÃ¼ndet. Der Senat verweist insofern auf
Grundlage des Â§ 153 Abs. 2 SGG auf die zutreffenden AusfÃ¼hrungen des
Sozialgerichts und macht sich diese nach Ã�berprÃ¼fung zu eigen.Â 

ErgÃ¤nzend wird ausgefÃ¼hrt:

Anspruchsgrundlage fÃ¼r die begehrte teilweise ZurÃ¼cknahme der Bescheide
vom 23. Februar 2017, 30. MÃ¤rz 2017 und 13. November 2017 ist Â§ 44 SGB X
i.V.m. Â§ 40 Abs. 1 Satz 2 SGB II. Hiernach ist ein Verwaltungsakt, auch nachdem er
unanfechtbar geworden ist, mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit
zurÃ¼ckzunehmen, soweit sich im Einzelfall ergibt, dass bei Erlass eines
Verwaltungsaktes das Recht unrichtig angewandt oder von einem Sachverhalt
ausgegangen worden ist, der sich als unrichtig erweist, und soweit deshalb
Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht oder BeitrÃ¤ge zu Unrecht erhoben
worden sind (Abs. 1 Satz 1). Die hier in Betracht kommenden Tatbestandsvarianten
der unrichtigen Rechtsanwendung und der daraus folgenden Nichterbringung von
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Sozialleistungen sind nicht erfÃ¼llt. Der KlÃ¤ger hat gegenÃ¼ber der Beklagten
keinen Anspruch auf einen hÃ¶heren Mehrbedarf zur AusÃ¼bung des Umgangs im
Sinne der Ã�bernahme der weiteren Kosten fÃ¼r eine zeitlich unbeschrÃ¤nkte
Monatskarte im Nahverkehr der Stadt A-Stadt, selbst wenn man seinen Vortrag zum
Umfang der AusÃ¼bung des Umgangs (und die damit verbundenen Fahrten) als
wahr unterstellt. Da dieser â�� zwischen den Beteiligten streitige â�� Vortrag des
KlÃ¤gers als wahr unterstellt werden kann, bedarf es nicht der Vernehmung der
vom KlÃ¤ger benannten Zeugen.Â 

Anspruchsgrundlage fÃ¼r den geltend gemachten Mehrbedarf ist Â§ 19 Abs. 1
SÃ¤tze 1 und 3 i.V.m. Â§ 21 Abs. 6 SGB II. Hierbei handelt es sich um eine
Ausnahmevorschrift fÃ¼r atypische Bedarfslagen. Sie dient dazu, Bedarfe zu
erfassen, die nicht bei der pauschalisierenden Regelbedarfsbemessung der Art oder
der HÃ¶he nach erfasst werden kÃ¶nnen (vgl. BSG, Urteil vom 26. Januar 2022 â�� 
B 4 AS 3/21 R -, Rn. 14, juris, m.w.N.). Nach dieser Vorschrift wird bei
Leistungsberechtigten ein Mehrbedarf anerkannt, soweit im Einzelfall ein
unabweisbarer, besonderer Bedarf besteht; bei einmaligen Bedarfen ist weitere
Voraussetzung, dass ein Darlehen nach Â§ 24 Abs. 1 SGB II ausnahmsweise nicht
zumutbar oder wegen der Art des Bedarfs nicht mÃ¶glich ist (Satz 1). Der
Mehrbedarf ist unabweisbar, wenn er insbesondere nicht durch die Zuwendungen
Dritter sowie unter BerÃ¼cksichtigung von EinsparmÃ¶glichkeiten gedeckt ist und
seiner HÃ¶he nach erheblich von einem durchschnittlichen Bedarf abweicht (Satz
2).Â 

Der vom KlÃ¤ger geltend gemachte (weitere) Mehrbedarf ist nicht unabweisbar im
Sinne dieser Vorschrift. Die hier geltend gemachte Differenz zwischen den bereits
bewilligten Leistungen fÃ¼r den Fahrtkostenmehrbedarf und der darÃ¼ber
hinausgehenden Forderung des KlÃ¤gers betrÃ¤gt fÃ¼r das Jahr 2017 (ab Februar
2017) monatlich 13,80 Euro (Kosten i.H.v. 68,60 Euro abzÃ¼glich bewilligter 54,80
Euro) und fÃ¼r das Jahr 2018 (bis November 2018) monatlich 14,00 Euro (Kosten
i.H.v. 70,00 Euro abzÃ¼glich bewilligter 56,00 Euro). Zudem geht es um die
gesamten Kosten fÃ¼r Juli 2017 i.H.v. 68,60 Euro und Juli 2018 i.H.v. 70,00 Euro.

Im Rahmen der Frage der Unabweisbarkeit ist sowohl der Aspekt des Bedarfs als
auch die Frage der anderweitigen Bedarfsdeckung zu berÃ¼cksichtigen. Ein geltend
gemachter Mehrbedarf ist dem Grunde nach unabweisbar, soweit er der Sicherung
eines menschenwÃ¼rdigen Existenzminimums dient. Dieses umfasst auch die
MÃ¶glichkeit zur Pflege zwischenmenschlicher Beziehungen (vgl. hierzu genauer
BSG, Urteil vom 26. Januar 2022 â�� B 4 AS 3/21 R -, Rn. 16, juris, m.w.N.). Da es
sich um das leibliche Kind des KlÃ¤gers handelt, mit welchem dieser sein
Umgangsrecht nach der Trennung von der Kindesmutter ausÃ¼ben mÃ¶chte, ist
das von der Rechtsprechung geforderte besondere und gelebte NÃ¤heverhÃ¤ltnis
unproblematisch gegeben (vgl. hierzu genauer z.B. BSG, Urteil vom 26. Januar 2022
â�� B 4 AS 3/21 R -, Rn. 17, juris, m.w.N.).

Hinsichtlich der Frage, in welchem Umfang ein Bedarf als zur Sicherung des
Existenzminimums dienend angesehen werden kann, hat das Bundessozialgericht in
der zuvor zitierten Entscheidung ausgefÃ¼hrt, es sei auf den Standard der
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herrschenden Lebensgewohnheiten unter BerÃ¼cksichtigung einfacher
VerhÃ¤ltnisse abzustellen. Dem schlieÃ�t sich der Senat an. Es ist daher relevant,
wie oft jemand, der eigene, knapp bemessene finanzielle Mittel zur VerfÃ¼gung hat
und dafÃ¼r aufwenden mÃ¼sste, Besuche im Rahmen des Umgangsrechts
durchfÃ¼hren wÃ¼rde (vgl. BSG, Urteil vom 26. Januar 2022 â�� B 4 AS 3/21 R -,
Rn. 19, juris, m.w.N.). Bereits hieran scheitert der geltend gemachte Anspruch.
Denn es ist nicht davon auszugehen, dass eine Person, die die Kosten im
Zusammenhang mit dem Umgangsrecht aus eigenen knappen Mitteln aufbringen
mÃ¼sste, tÃ¤glich bis zu sieben Fahrten mit Ã¶ffentlichen Verkehrsmitteln zur
AusÃ¼bung des Umgangs antreten und finanzieren wÃ¼rde bzw. kÃ¶nnte (am
Morgen: vom Wohnort des KlÃ¤gers zum Wohnort des Kindes, von dort zur KiTa,
von der KiTa zurÃ¼ck zum Wohnort des KlÃ¤gers; am Nachmittag: vom Wohnort
des KlÃ¤gers zur KiTa, von dort zurÃ¼ck zum Wohnort des KlÃ¤gers, spÃ¤ter von
dort zum Wohnort des Kindes, von dort zurÃ¼ck zum Wohnort des KlÃ¤gers), ohne
dass plausible GrÃ¼nde dafÃ¼r dargetan wÃ¤ren, warum der KlÃ¤ger seine
Tochter regelmÃ¤Ã�ig auch morgens zur KiTa bringen mÃ¼sste. Die
Unabweisbarkeit des geltend gemachten Bedarfs hinsichtlich einer vor 9 Uhr
gÃ¼ltigen Fahrkarte ist damit nicht erkennbar. Daher dient bereits der vom KlÃ¤ger
geltend gemachte Bedarf zur Finanzierung der zeitlich uneingeschrÃ¤nkt geltenden
Monatskarte nicht mehr der Sicherung des Existenzminimums. Vielmehr ist das
Existenzminimum durch die erfolgte KostenÃ¼bernahme des Beklagten fÃ¼r eine
ab 9 Uhr tÃ¤glich geltende Monatskarte ausreichend gedeckt. Es kommt daher gar
nicht mehr darauf an, ob es sich namentlich bei den vor 9 Uhr anfallenden
Aufwendungen Ã¼berhaupt um einen Bedarf des KlÃ¤gers handelt oder um einen
Bedarf seiner Tochter, fÃ¼r den dementsprechend auch nur sie Leistungen
verlangen kÃ¶nnte: DafÃ¼r spricht, dass es bei den morgendlichen Wegen in
allererster Linie um die geltend gemachte Notwendigkeit geht, sie zu begleiten, und
sie den Weg zur KiTa auf Grund ihres Alters noch nicht zu FuÃ� oder mit dem
Fahrrad zurÃ¼cklegen konnte, wÃ¤hrend dies fÃ¼r den KlÃ¤ger selbst durchaus
zumutbar gewesen sein dÃ¼rfte.

Im Rahmen des Tatbestandsmerkmals der Unabweisbarkeit ist zudem relevant, ob
der geltend gemachte Mehrbedarf seiner HÃ¶he nach erheblich vom
durchschnittlichen Bedarf abweicht. Das Bundessozialgericht hat zur Frage der
Erheblichkeit in einer seiner jÃ¼ngsten Entscheidungen ausgefÃ¼hrt (BSG, Urteil
vom 26. Januar 2022 â�� B 4 AS 3/21 R -, Rn. 23 f., juris):Â 

â��Bei dem Tatbestandmerkmal â��erheblichâ�� handelt es sich nach der
Rechtsprechung des BSG um einen gerichtlich voll Ã¼berprÃ¼fbaren
unbestimmten Rechtsbegriff. Eine allgemeine Bagatellgrenze gibt es zwar nicht
(dazu BSG vom 4.6.2014 â�� B 14 AS 30/13 R â�� BSGE 116, 86 = SozR 4-4200 Â§
21 Nr. 18, RdNr. 30 ff). Erheblich ist ein Bedarf aber nur dann, wenn er von einem
durchschnittlichen Bedarf in nicht nur unbedeutendem wirtschaftlichen Umfang
abweicht (vgl. insoweit zu einer â��speziellen Bagatellgrenzeâ�� BSG vom 4.6.2014
â�� B 14 AS 30/13 R â�� BSGE 116, 86 = SozR 4-4200 Â§ 21 Nr. 18, RdNr. 28; vgl.
auch BSG vom 11.2.2015 â�� B 4 AS 27/14 R â�� BSGE 118, 82 = SozR 4-4200 Â§
21 Nr. 21, RdNr. 22 m.w.N.). Der Gesetzgeber darf grundsÃ¤tzlich darauf verweisen,
dass punktuelle Unterdeckungen intern ausgeglichen werden, wenn ein im
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Regelbedarf nicht berÃ¼cksichtigter Bedarf nur vorÃ¼bergehend anfÃ¤llt oder ein
Bedarf deutlich kostentrÃ¤chtiger ist als der statistische Durchschnittswert, der zu
seiner Deckung berÃ¼cksichtigt worden ist (BVerfG vom 23.7.2014 â�� 1 BvL 10/12
u.a. â�� BVerfGE 137, 34 = SozR 4-4200 Â§ 20 Nr. 20, RdNr. 117; BSG vom
12.9.2018 â�� B 4 AS 33/17 R â�� SozR 4-4200 Â§ 20 Nr. 24 RdNr. 36). Ob danach
ein Bedarf erheblich ist, hÃ¤ngt maÃ�geblich von den UmstÃ¤nden des Einzelfalls
ab.
EinschlÃ¤gig ist angesichts der geltend gemachten Fahrtkosten der im Regelbedarf
enthaltene Betrag fÃ¼r Verkehr nach Abteilung 7 (BSG vom 28.11.2018 â�� B 14
AS 48/17 R â�� BSGE 127, 78 = SozR 4-4200 Â§ 21 Nr. 30, RdNr. 14), der im Jahr
2015 25,12 Euro betrug (zur methodischen Ermittlung dieses Betrages ausfÃ¼hrlich
BSG vom 12.7.2012 â�� B 14 AS 153/11 R â�� BSGE 111, 211 = SozR 4-4200 Â§ 20
Nr. 17, RdNr. 72 f; zur Fortschreibung Schwabe, ZfF 2015, 1, 2). Insofern wÃ¤re
zwar zu erwarten, dass die KlÃ¤gerin den fÃ¼r Verkehr im Regelbedarf enthaltenen
Anteil vollstÃ¤ndig aufwendet (vgl. BSG vom 26.1.2022 â�� B 4 AS 81/20 R), sofern
sie im wiedererÃ¶ffneten Berufungsverfahren nicht erhebliche sonstige
Verkehrsaufwendungen geltend machen kann. Der monatlich geltend gemachte
Bedarf von 79,78 Euro Ã¼bersteigt diesen Betrag jedoch um 54,66 Euro. Dies
entspricht einem Anteil von knapp 14 Prozent am maÃ�geblichen Regelbedarf von
399 Euro und ist damit erheblich i.S. des Â§ 21 Abs. 6 SGB II. Dies gilt selbst dann,
wenn man berÃ¼cksichtigen wÃ¼rde, dass die KlÃ¤gerin darÃ¼ber hinaus auch
sonstige im Regelbedarf fÃ¼r die Pflege zwischenmenschlicher Beziehungen
enthaltene BetrÃ¤ge (vgl. dazu BSG vom 28.11.2018 â�� B 14 AS 47/17 R â�� SozR
4-4200 Â§ 21 Nr. 32 RdNr. 15; BSG vom 28.11.2018 â�� B 14 AS 48/17 R â�� BSGE
127, 78 = SozR 4-4200 Â§ 21 Nr. 30, RdNr. 14) teilweise fÃ¼r die Fahrtkosten
verwenden kÃ¶nnte.â��Â 

Ausgehend von diesen MaÃ�stÃ¤ben, denen sich der Senat anschlieÃ�t, ist auch im
vorliegenden Fall der im Regelbedarf enthaltenen Betrag fÃ¼r Verkehr nach
Abteilung 7 heranzuziehen. Dieser betrug 34,04 Euro im Jahr 2017 (vgl. Â§Â§ 5, 7
Abs. 2 des Gesetzes zur Ermittlung der Regelbedarfe nach Â§ 28 des ZwÃ¶lften
Buches Sozialgesetzbuch (RBEG) in der Fassung vom 22. Dezember 2016) und ca.
34,60 Euro im Jahr 2018 (prozentuale ErhÃ¶hung von 1,63 % nach Â§ 1 der
Regelbedarfsstufen-Fortschreibungsverordnung 2018 â�� RBSFV 2018). Hier ist â��
nach der zuvor zitierten Rechtsprechung des Bundessozialgerichts â�� zunÃ¤chst
zu erwarten, dass der fÃ¼r Verkehr im Regelbedarf enthaltene Anteil vom
LeistungsempfÃ¤nger vollstÃ¤ndig aufgewendet wird, sofern nicht erhebliche
sonstige Verkehrsaufwendungen geltend gemacht werden. FÃ¼r die Frage der
Erheblichkeit ist daher relevant, welchen Betrag der LeistungsempfÃ¤nger nach
Aufbrauchen dieses im Regelbedarf enthaltenen Betrages fÃ¼r Verkehr zur
Bedarfsdeckung noch aufwenden mÃ¼sste (vgl. BSG, Urteil vom 26. Januar 2022
â�� B 4 AS 3/21 R -, Rn. 23 f., juris).Â 

Der vorgesehene Betrag fÃ¼r Verkehr wÃ¼rde nicht zur Finanzierung einer zeitlich
unbeschrÃ¤nkt geltenden Monatskarte mit Kosten i.H.v. 68,80 im Jahr 2017 bzw.
70,00 Euro im Jahr 2018 ausreichen und der verbleibende, ungedeckte Betrag
dÃ¼rfte wohl erheblich im Sinne der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts sein.
Zu berÃ¼cksichtigen ist vorliegend jedoch, dass die Beklagte bereits die Kosten
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fÃ¼r eine ab 9 Uhr tÃ¤glich geltende Monatskarte Ã¼bernommen hat (im Jahr 2017
i.H.v. 54,80 Euro und im Jahr 2018 i.H.v. 56,00 Euro). Dem KlÃ¤ger verbleibt also
nur eine Differenz i.H.v. 13,80 Euro bzw. 14,00 Euro, die er ohne weiteres aus dem
im Regelbedarf enthaltenen Anteil fÃ¼r Verkehr decken kann. Es verbleibt sogar
noch ein Restbetrag von 20,24 Euro bzw. 20,60 Euro monatlich. Aus diesen
RestbetrÃ¤gen ist es dem KlÃ¤ger ohne weiteres mÃ¶glich, die Kosten fÃ¼r die
Fahrten jeweils im Monat Juli anzusparen und zu finanzieren, soweit diese
angesichts der geltend gemachten nur teilweisen SchlieÃ�ung und des auch in der
SchlieÃ�ungszeit fortgefÃ¼hrten Umgangs notwendig waren. Ein solcher
Restbetrag fÃ¤llt zehn Mal jÃ¤hrlich an, im Monat Juli ist zudem der im Regebedarf
enthaltene Anteil fÃ¼r Verkehr zu berÃ¼cksichtigen.

Sonstige erhebliche Verkehrsaufwendungen hat der KlÃ¤ger nicht nachvollziehbar
geltend gemacht. Er hat zwar vorgetragen, er habe weitere Aufwendungen fÃ¼r
Arztbesuche in C-Stadt. Fahrtkosten zu medizinischen Behandlungen kÃ¶nnen
grundsÃ¤tzlich einen Mehrbedarf begrÃ¼nden (vgl. BSG, Urteil vom 26. Januar 2022
â�� B 4 AS 81/20 R -, Rn. 21, juris). Hierzu hat das Sozialgericht aber bereits
Ã¼berzeugend ausgefÃ¼hrt, das keine zwingenden GrÃ¼nde fÃ¼r eine
Inanspruchnahme von Ã�rzten auÃ�erhalb des Wohnorts ersichtlich oder geltend
gemacht seien. Auch im Berufungsverfahren wurden solche GrÃ¼nde nicht
vorgetragen. AusfÃ¼hrungen zur HÃ¤ufigkeit der Behandlungen fehlen ebenso. Auf
die hier gegebenenfalls nicht genutzten EinsparmÃ¶glichkeiten im Sinne des Â§ 21
Abs. 6 Satz 2 SGB II hat das Sozialgericht zutreffend hingewiesen. Das Aufsuchen
von Ã�rzten und Behandlern am Wohnort des KlÃ¤gers wÃ¤re ohne weitere Kosten
fÃ¼r die Zeit ab 9 Uhr mit der 9-Uhr-Monatsfahrkarte mÃ¶glich. Ã�berdies ist
insgesamt zu berÃ¼cksichtigen, dass dem KlÃ¤ger am Wohnort keine wesentlichen
weiteren BefÃ¶rderungskosten (z.B. fÃ¼r EinkÃ¤ufe) anfallen, da dieser auch fÃ¼r
alle weiteren Fahrten die 9-Uhr-Monatskarte nutzen kann. Legt man dies zugrunde,
so ist es dem KlÃ¤ger umso mehr zuzumuten, einen Anteil aus dem im Regelbedarf
enthaltenen Bereich fÃ¼r verkehrsbedingte Aufwendungen anzusparen, um dann
fÃ¼r die von der Beklagten unberÃ¼cksichtigt gelassenen Monate Juli 2017 und Juli
2018 Fahrkarten aus diesen Mitteln zu finanzieren.Â 

Nicht mehr streitendscheidend kommt es darauf an, ob der KlÃ¤ger fÃ¼r die
Wahrnehmung des Umgangsrechts ebenfalls sonstige im Regelbedarf fÃ¼r die
Pflege zwischenmenschlicher Beziehungen enthaltene BetrÃ¤ge fÃ¼r den noch
nicht gedeckten und geltend gemachten Bedarf verwenden muss. Denn die
MÃ¶glichkeit zur Pflege zwischenmenschlicher Beziehungen hat der Gesetzgeber in
den der Teilhabe zugehÃ¶rigen regelbedarfsrelevanten Verbrauchsgruppen in den
Abteilungen 7 (Verkehr), 8 (NachrichtenÃ¼bermittlung), 9 (Freizeit) und 11
(Beherbergung) berÃ¼cksichtigt (so jedenfalls fÃ¼r punktuelle Unterdeckungen
bejahend BSG, Urteil vom 28. November 2018 â�� B 14 AS 47/17 R -, Rn. 15,
juris).Â 

IV. Soweit der KlÃ¤ger gerÃ¼gt hat, der zustÃ¤ndige Kammervorsitzende des
Sozialgerichts sei â��befangen und unneutralâ��, ist dem nach Abschluss des
erstinstanzlichen Verfahrens nicht weiter nachzugehen. Der geltend gemachte
Anspruch auf hÃ¶here Leistungen lÃ¤sst sich hierauf ersichtlich nicht stÃ¼tzen, so
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dass dies der Berufung nicht zu Erfolg verhelfen kann. Im Ã�brigen fÃ¤llt die
Entscheidung hierÃ¼ber in die ZustÃ¤ndigkeit des Sozialgerichts (Â§ 60 Abs. 1 SGG
i.V.m. Â§ 45 Abs. 2 S. 1 Zivilprozessordnung â�� ZPO).

V. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. Dabei bestand im Rahmen der
im Ermessen des Senats stehenden Entscheidung kein Anlass, den Beklagten unter
Veranlassungsgesichtspunkten zur Ã�bernahme auch nur eines Teiles der Kosten
des KlÃ¤gers zu verpflichten. Zwar hat der Beklagte erst im Berufungsverfahren
auch fÃ¼r den Monat Februar den Regelsatz fÃ¼r Alleinstehende sowie den
Mehrbedarf fÃ¼r Alleinerziehende anerkannt, was jedoch zwischen den Beteiligten
gar nicht in Streit stand und vom KlÃ¤ger nicht beanstandet worden ist. Die
Reaktion des Beklagten erfolgte auch unverzÃ¼glich auf den gerichtlichen Hinweis.

VI. Die Revision ist nicht zuzulassen, da keiner der in Â§ 160 Abs. 2 SGG
abschlieÃ�end aufgezÃ¤hlten ZulassungsgrÃ¼nde vorliegt.
Â 

Erstellt am: 09.01.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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